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5. Aussenwirtschaftspolitik*
D
IE WAHRUNG der Interessen der schweizerischen Wirtschaft im Ausland ist
eines der fünf erklärten aussenpolitischen Ziele der Schweiz1. Die Aussen-
wirtschaftspolitik umfasst Massnahmen des Bundes zur Förderung der
Schweizer Exporteure und Investoren weltweit. Für die Instrumente der
Aussenwirtschaftspolitik ist vor allem das Staatssekretariat für Wirtschaft (seco)
zuständig. Die wichtigsten Instrumente werden im Rahmentext weiter unten auf-
geführt. Einige Instrumente werden in anderen Kapiteln des Jahrbuchs analy-
siert (Internationale Finanzbeziehungen, Internationaler Handel betreffend die
Verhandlungen in der WTO, Finanzpatz Schweiz und bilaterale Abkommen mit
der Europäischen Union über die Zinsbesteuerung).
In diesem Kapitel konzentrieren wir uns auf die bilateralen Instrumente und
einige autonome Instrumente, welche speziell die Beziehungen der Schweiz zu
den Entwicklungsländern betreffen. Die Vorschläge des Bundesrates und die
Aktivitäten des seco im Aussenwirtschaftsbereich werden untersucht, mit beson-
derem Augenmerk auf den bilateralen Verträgen, der Exportkontrolle und der
Reform der Exportrisikogarantie (ERG). Die ERG verzeichnet seit vielen Jahren
positive Ergebnisse, so dass der Bundesvorschuss 2004 vollständig zurückge-
zahlt werden konnte. Die Revision der ERG-Gesetzes sieht vor, fortan das pri-
vate Käuferrisiko zu versichern und nicht mehr nur Beschaffungen öffentlicher
Körperschaften oder einiger privater oder halbprivater Abnehmer zu decken,
sofern sie über eine Garantie des Staates verfügen. Die derzeitige Exportrisiko-
garantie wird in eine selbständige öffentlich-rechtliche Anstalt mit dem Namen
Schweizerische Exportrisikoversicherung (SERV) umgewandelt.
5.1. Hauptstossrichtungen der Aussenwirtschaftspolitik
Die Aussenwirtschaftspolitik umfasst die Massnahmen des Bundes, die darauf
abzielen, die Wirtschaftsbeziehungen mit dem Ausland zu fördern und die Inter-
essen der schweizerischen Exporteure und Investoren in der Welt zu schützen.
Das vorliegende Kapitel konzentiriert sich auf die Instrumente, welche
besonders die Beziehungen der Schweiz mit den Entwicklungs- und Transi-
tionsländern betreffen.
Der Bundesrat unterbreitet den Eidgenössischen Räten jeweils zum Jahresbeginn
seinen Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik. Der Bericht untersucht für jedes
Instrument die aktuellen Ereignisse des Jahres und behandelt die bilateralen
Beziehungen mit den wichtigsten Wirtschaftspartnern der Schweiz. Jeder Aussen-
wirtschaftsbericht befasst sich auch ausführlicher mit einem besonderen Thema:
Beziehungen zwischen Globalisierung, Wirtschaftswachstum und Armutsbe-
kämpfung im Bericht 2001, Bedeutung der wirtschaftlichen Verflechtung und des
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* Gérard Perroulaz, Forschungsbeauftragter am iuéd.
1 Das Ziel der Interessenwahrung der Schweizer Wirtschaft im Ausland ist in der Bundesverfassung
(Art. 101, Abs. 1) festgeschrieben.
Handelsaustausches für das Wirtschaftswachstum der Schweiz im Bericht 2002,
die Frage des freien Personenverkehrs in der erweiterten Europäischen Union
im Bericht 20032, und die Zusammenhänge zwischen Innen- und Aussenwirt-
schaftspolitik im Bericht 2004.
5.1.1. Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2004
Der Bericht 2004 gibt einen Überblick über die schweizerische Wirtschaftspoli-
tik, wobei er die Beziehungen zwischen der Aussenpolitik im engeren Sinne,
der Binnenmarktpolitik und der Entwicklungspolitik hervorhebt. Die Notwen-
digkeit einer Gesamtsicht ist die zentrale These des Berichts. Man kann diese
drei Teilbereiche der Aussenwirtschaftspolitik nicht mehr voneinander trennen,
da zwischen ihnen enge Zusammenhänge bestehen3. In den letzten Jahren
behandelte der Aussenwirtschaftsbericht vor allem rückblickend die Ereignisse
des abgelaufenen Jahres. Hingegen ist der Bericht 2004 stärker auf die Zukunft
ausgerichtet, indem er die Strategien des Bundesrates im Bereich der Aussen-
und Binnenwirtschaftspolitik herausstellt.
Eine grundlegend protektionistische Binnenmarktpolitik ist gemäss dem Bericht
mit der befürworteten Öffnung der Märkte nach aussen unvereinbar. Eine im
Bericht verwendete Formel fasst die Situation folgendermassen zusammen :
„Aussenwirtschaftspolitik beginnt im Inland“4. Wenn die Schweiz eine Öffnung
der Märkte auf internationaler Ebene fordert, so setzt dies als Gegenleistung
voraus, auch den Binnenmarkt für die Importe zu öffnen ; dies setzt somit auch
interne Wirtschaftsreformen in der Schweiz voraus.
Im Bericht legt der Bundesrat die Prioritäten für die Aussenwirtschaftspolitik
fest. Fünf allgemeine Ziele werden vom Bund formuliert und in Form von fünf-
zehn Leitlinien konkretisiert. Die Leitlinien legen den Schwerpunkt vor allem
auf den Zugang zu den Auslandsmärkten für schweizerische Unternehmen und
weniger auf die Verbesserung des Zugangs zum Schweizer Markt für Expor-
teure aus Entwicklungsländern ; sie betreffen nur wenig die internen Liberalisie-
rungsreformen in der Schweiz. Die fünf Ziele sind folgende :
1. aktiv an der Stärkung der internationalen Wirtschaftsordnung teilnehmen ;
2. den Marktzugang im Ausland zu bedeutenden Märkten verbessern ;
3. den Marktzugang im Ausland für alle wirtschaftlichen Kategorien erreichen ;
4. den Marktzugang im Ausland für alle Unternehmensgrössen verbessern ;
5. die Umsetzung und Anwendung bestehender Abkommen sicherstellen.
Der Bericht bekräftigt die Bedeutung der multilateralen Verhandlungen in der
Welthandelsorganisation (WTO) für ein Land wie die Schweiz, insbesondere die
Verhandlungen über die Dienstleistungen (TRIPS) und über die transnationalen
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2 Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2003 sowie Botschaften zu Wirtschaftsvereinbarungen, vom 14.
Januar 2004, (BBl 2004 292).
3 Quellen : Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2004 sowie Botschaften zu Wirtschaftsvereinbarungen,
vom 12. Januar 2005. Der Bericht ist auf der Website des seco unter<www.seco-admin.ch> (Aussen-
wirtschaftspolitik) abrufbar.
Siehe auch die Pressemitteilung des Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartements zum Aussenwirt-
schaftsbericht 2004 sowie den Artikel der NZZ vom 13. Januar 2004, „Aussenwirtschaftspolitik ist
auch Binnenwirtschaftspolitik“.
4 Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2004, op. cit., S. 16.
Investitionen. Die Schweiz möchte auch die Anwendung des Schutzes des geisti-
gen Eigentums namentlich in den Schwellen- und Transitionsländern verbessern.
Der Bericht führt ferner eine Reihe von Hindernissen auf dem Weg der Liberali-
sierung und der Wahrung der Interessen der Schweiz auf :
❏ die innenpolitischen Widerstände gegenüber tiefgreifenden Reformen und
gegenüber der Liberalisierung des Binnenmarktes, was den Handlungsspiel-
raum der Schweiz in den Verhandlungen über den Marktzugang einschränkt ;
❏ der stockende Verlauf der Verhandlungen im Rahmen der WTO;
❏ das begrenzte Gewicht der Schweiz in den Verhandlungen mit ihren grossen
Konkurrenten ;
❏ die widersprüchlichen Prioritäten, die in Verhandlungsallianzen (zum Bei-
spiel in der EFTA) bestehen können.
Hauptinstrumente der Aussenwirtschaftspolitik
Multilaterale Instrumente
Beteiligung der Schweiz an internationalen Organisationen und Konferenzen :
– EFTA ;
– OECD;
– WTO ;
– Organisation der Vereinten Nationen (UNCTAD, UNIDO, IAO usw.)
– Bretton-Woods-Institutionen (IWF und Weltbankgruppe) ;
– Aufsichtsorgane, zum Beispiel die Arbeitsgruppe der OECD zur Bekämpfung der Geldwäscherei
(Financial Action Task Force on Money Laundering, FATF).
Bilaterale Instrumente
– Beziehungen zwischen der Schweiz und der Europäischen Union. Bilaterale Abkommen Schweiz/EU;
– Diplomatie und Handelsdiplomatie, Besuche von Bundesräten im Ausland und Empfang ausländi-
scher Staatsoberhäupter oder Minister in der Schweiz, gemischte Wirtschaftsdelegationen (mit Ver-
tretern der beiden betroffenen Länder) ;
– Bilaterale Freihandelsverträge ;
– Investitionsschutz- und -förderungsabkommen ;
– Doppelbesteuerungsabkommen.
Autonome Instrumente
– Exportförderung ;
– Exportrisikogarantie ;
– Investitionsrisikogarantie ;
– Förderung des Wirtschaftsstandorts und des Tourismus ;
– Instrumente der Entwicklungszusammenarbeit (vom seco verwaltete öffentliche Entwicklungshilfe) :
Makroökonomische Hilfe, (Budgethilfe und Entschuldungsmassnahmen), Investitionsförderungsinstru-
mente, Mischfinanzierungen, Handelsförderung, Umwelttechnologie (Cleaner Production Centers) ;
– Zollpräferenzen : Präferenzzölle auf die Einfuhr bestimmter Produkte aus Entwicklungsländern (im
Rahmen des Allgemeinen Zollpräferenzsystems) ;
– Förderung der Einfuhren aus Entwicklungs- und Transitionsländern, Programm SIPPO ;
– Exportkontrolle (Kampf gegen die Weiterverbreitung von Gütern, die zur Herstellung von Massenver-
nichtungswaffen dienen können) ;
– Embargomassnahmen, Massnahmen der UNO, der Europäischen Union, Massnahmen betreffend
„Konfliktdiamanten“.
Quelle : Website des seco : <www.seco-admin.ch> (Aussenwirtschaftspolitik).
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5.2. Bilaterale Wirtschaftsabkommen
Die Schweiz misst dem Abschluss bilateraler Abkommen mit ihren wichtigsten
Handelspartnern, aber auch mit Ländern, die neue potenzielle Märkte vertreten,
grosse Bedeutung bei. Der Abschluss bilateraler Abkommen bleibt für die meis-
ten Industriestaaten weiterhin eine wichtige Politik, auch wenn parallel dazu die
multilateralen Verhandlungen der WTO stattfinden, die beispielsweise eine
bedeutende Stossrichtung der Aussenwirtschaftspolitik der Europäischen Union
und der USA bilden.
Drei Hauptarten bilateraler Abkommen werden von der Schweiz seit vielen Jah-
ren abgeschlossen : Investitionsschutzabkommen, Doppelbesteuerungsabkom-
men und Freihandelsabkommen.
5.2.1. Abkommen über die gegenseitige Förderung 
und den Schutz von Investitionen 
Jede Vertragspartei verpflichtet sich, die Investitionen der anderen Partei zu för-
dern. Jeder Staat muss den freien Transfer von Kapital und Einkommen aus den
Investitionen – Zinsen, Dividenden, zusätzliche Kapitaleinlagen, Kapitalrück-
führungen – garantieren. Die Schweiz hat mit über hundert Ländern bilaterale
Abkommen dieser Art unterzeichnet. Die Abkommen mit folgenden Ländern
sind kürzlich in Kraft getreten (in Klammern Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des
Abkommens) : Singapur (Januar 2003), Nigeria und Kirgistan (April 2003),
Libyen (Mai 2004), Mosambik (Juli 2004). Die Abkommen mit folgenden Län-
dern wurden unterzeichnet, sind aber noch nicht in Kraft getreten (in Klammern
Unterzeichnungsdatum) : Katar (November 2001), Guatemala (September
2002), Sudan (Oktober 2002), Chile (Juni 2003), Bosnien-Herzegowina (Sep-
tember 2003), Dominikanische Republik (Januar 2004), Tansania (April 2004),
Lesotho (Juni 2004), Oman (August 2004), Algerien (30. November 2004)5.
5.2.2. Doppelbesteuerungsabkommen
Dank dieser Abkommen wird verhindert, dass Einkommen in beiden Partnerlän-
dern, also doppelt besteuert werden. Die Abkommen regeln die Besteuerung
natürlicher Personen und Unternehmen. Wenn ein solches Abkommen von bei-
den Staaten unterzeichnet ist, muss es in der Schweiz vor der Ratifizierung noch
vom Parlament gutgeheissen werden. Jedes Abkommen ist deshalb Gegenstand
einer Botschaft des Bundesrates an die Eidgenössischen Räte. Vor einiger Zeit
abgeschlossene Abkommen : Im September 2003 legte der Bundesrat dem Par-
lament seine Botschaft zum Doppelbesteuerungsabkommen mit Israel zur Rati-
fizierung vor6. Das Doppelbesteuerungsabkommen mit dem Iran wurde vom
Parlament im Juni bzw. September 2003 angenommen7 und ist am 31. Dezem-
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5 Die vollständige Liste der von der Schweiz bis heute abgeschlossenen Investitionsschutz- und -förde-
rungsabkommen (mit den Daten der Unterzeichung und des In-Kraft-Tretens sowie mit dem Text der
Abkommen) ist auf der Website des seco unter : <www.seco-admin.ch> (Aussenwirtschaftspolitik und
Investitionen) zu finden.
6 Botschaft über ein Doppelbesteuerungsabkommen mit Israel, vom 19. September 2003, (BBl 2003
6467).
7 Botschaft über ein Doppelbesteuerungsabkommen mit Iran, vom 19. Februar 2003, (BBl 2003 2625).
ber 2003 in Kraft getreten. Mit Bosnien-Herzegowina und Peru sind Verhand-
lungen im Gang.
5.2.3. Freihandelsabkommen zwischen den EFTA-Staaten und Drittstaaten
Insgesamt wurden zwanzig Freihandelsabkommen zwischen der EFTA8 und
verschiedenen mittel- und osteuropäischen Staaten, Mittelmeeranrainerstaaten
und einigen Überseeländern abgeschlossen. In einer ersten Etappe unterzeich-
nen die EFTA und ein Partnerland eine „Kooperationserklärung“. Das Freihan-
delsabkommen wird dann von der EFTA auf dieser Grundlage vorbereitet, aus-
gehandelt und unterzeichnet. Jedes EFTA-Mitgliedsland, darunter die Schweiz,
muss das Abkommen danach mit dem betroffenen Land ratifizieren. Im Land-
wirtschaftsbereich schliesst jedes EFTA-Land separate bilaterale Abkommen ab.
Für die Schweiz sind die Freihandelsabkommen wichtig, sie ergänzen die
WTO-Verhandlungen auf multilateraler Ebene. Tabelle 13 führt die Liste der
abgeschlossenen oder in Verhandlung stehenden Freihandelsabkommen auf.
Tabelle 13 : Freihandelsabkommen zwischen der EFTA und Drittstaaten 
(Stand : November 2004)
Ländergruppe/Region In Kraft stehende Abkommen Kooperationserklärung  
Laufende Verhandlungen 
(Beginn der Verhandlungen)
Mittel- und osteuropäische Länder Bulgarien Serbien-Montenegro (2000)
Kroatien Ukraine (2000)
Mazedonien
Rumänien
Mittelmeeranrainerstaaten /-gebiete Palästinensische Autonomiebehörde Albanien (1992)
Israel Algerien (2002)
Jordanien Ägypten (1995)
Libanon (2004) Tunesien (Unterzeichnung 2004)
Marokko
Türkei
Überseestaaten Chile (2004) Golfkooperationsrat (2000)
Mexiko (2001) Mercosur (2000)
Singapur (2003) Länder der SACU (2001)
Kanada (1998)
USA (2004)
Thailand (2004)
Japan (2004)
Südkorea (2004)
Quellen : anhand der Angaben auf der Website des seco erstellt : <www.seco-admin.ch>.
Von den zwanzig zu Beginn des Jahres 2004 bestehenden Abkommen sind mit
der Erweiterung der Europäischen Union Anfang Mai 2004 acht Abkommen
hinfällig geworden. Für die Schweiz unterstehen die Beziehungen mit diesen
acht Ländern fortan den bilateralen Abkommen Schweiz–Europäische Union,
und für die anderen EFTA-Staaten werden die Bereiche jetzt durch den Europäi-
schen Wirtschaftsraum (EWR) abgedeckt.
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8 Der EFTA gehören folgende Länder an, welche Nichtmitglieder der Europäischen Union sind : Nor-
wegen, Island, Liechtenstein und die Schweiz.
Nach der Initiative der Europäischen Union zur Einführung einer Freihandels-
zone mit den Handelspartnern rund um das Mittelmeer bis zum Jahr 2010 (so
genannter Barcelona-Prozess) war es für die Schweiz wichtig, zu vermeiden,
dass die Schweizer Exporteure gegenüber den Konkurrenzunternehmen aus den
EU-Ländern benachteiligt werden. Deshalb setzt sich die Schweiz für den
Abschluss neuer Abkommen mit den Mittelmeeranrainerstaaten ein. 1998
begann die EFTA, Freihandelsabkommen mit Überseeländern auszuhandeln.
Bislang wurden drei Abkommen geschlossen, und zwar mit Mexiko, (seit 1. Juli
2001 in Kraft), mit Singapur (seit 1. Januar 2003 in Kraft) und mit Chile. Das
Abkommen mit Chile wurde am 26. Juni 2003 unterzeichnet, im Dezember
2003 vom Schweizer Parlament gebilligt und ist 2004 in Kraft getreten.
Zwei weitere Abkommen wurden im Juni 2004 an der Ministertagung der EFTA
in Montreux mit dem Libanon und Tunesien abgeschlossen. Verhandlungen lau-
fen mit Ägypten und mit den Ländern der Südafrikanischen Zollunion (SACU)
(Botswana, Lesotho, Namibia, Südafrika und Swasiland). Eine Kooperationser-
klärung wurde mit dem Mercosur (Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uru-
guay) sowie mit den Ländern des Golfkooperationsrates (Bahrain, Katar,
Kuweit, Oman, Saudi-Arabien und Vereinigte Arabische Emirate) angenommen.
Die jüngsten Abkommen haben eine grosse Tragweite, da sie nicht nur den
Warenhandel, sondern auch den Handel mit Dienstleistungen, den Marktzugang
für Investitionen, das öffentliche Beschaffungswesen und die Regeln zum
Schutz des geistigen Eigentums betreffen.
❏ Forderungen der Hilfswerke betreffend die Freihandelsabkommen
Die Erklärung von Bern und die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke haben im
Juni 2004 kritisch zu den Freihandelsabkommen Stellung genommen9. Nach
Ansicht dieser Organisationen ist es bedauerlich, dass die Schweiz bzw. die
USA oder die Europäische Union bilateralen Verhandlungen, bei denen sich das
Entwicklungsland als Partner in einer weniger guten Machtposition befindet als
in einer multilateralen Institution, soviel Bedeutung beimessen. Die Schweiz
würde so von diesen bilateralen Abkommen profitieren, um von den Entwick-
lungsländern eine strengere Einhaltung des Schutzes des geistigen Eigentums zu
fordern, als es gemäss den WTO-Regelungen möglich ist. 
Zwei Punkte im Zusammenhang mit den WTO-Abkommen zum Schutz des gei-
stigen Eigentums (TRIPS-Abkommen) werden von den Hilfswerken aufgegrif-
fen : die Patente auf Arzneimittel und der beschränkte Zugang zu Saatgut für die
Bauern.
Die vor kurzem abgeschlossenen Freihandelsabkommen verlängern die Dauer der
Patente auf pharmazeutische Produkte über die von der WTO vorgesehene Frist
von zwanzig Jahren hinaus (zum Beispiel fünf Jahre mehr für Mazedonien und
Chile, sechs Jahre für den Libanon). Dies verzögert die Einführung von Generika,
was im Rahmen der mit Südafrika laufenden Verhandlung besorgniserregend ist.
Der zweite von den Hilfswerken kritisch angemerkte Punkt ist, dass einige
Bestimmungen betreffend das geistige Eigentum in den Freihandelsabkommen 
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9 Erklärung von Bern und Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke, Schweizerisch bilateral statt entwick-
lungspolitisch multilateral – Nord-Süd-Freihandelsverträge behindern Entwicklung. Medienmittei-
lung vom 22. Juni 2004, <www.laDB.ch>.
über die von der WTO im Agrarbereich vorgesehenen Verpflichtungen hinausge-
hen. Die so genannten „TRIPS-plus“-Regeln schränken den Zugang der Bauern
zum Saatgut ein. Die jüngsten Abkommen enthalten zum Beispiel für das betref-
fende Land die Verpflichtung, das Sortenschutzabkommen des Internationalen
Verbandes zum Schutz von Pflanzenzüchtungen (UPOV) einzuhalten, wohinge-
gen das TRIPS-Abkommen der WTO den Mitgliedsstaaten die Wahl einräumt,
die Pflanzensorten entweder durch Patente oder durch ein System sui generis
(durch das UPOV-Abkommen oder ein anderes Sortenschutzsystem unter
Berücksichtigung der nationalen Besonderheiten10) zu schützen. Mit der Unter-
zeichnung der UPOV-Konvention von 1991 wird das Recht der Bauern auf
Wiederverwendung des Saatguts eingeschränkt (der Tausch von geschütztem
Saatgut unter Landwirten ist untersagt und die Wiederverwertung von Saatgut ist
nur insoweit zugelassen, als die Interessen des Züchters nicht tangiert werden)11.
Regeln, um den Schweizer Investoren den Zugang zu einem gegebenen Land
und die Gleichbehandlung mit den lokalen Investoren zu sichern, sind ebenfalls
Teil der Freihandelsabkommen. Gemäss den Hilfswerken dürfe man sich nicht
darauf beschränken, Rechte für die Investoren einzufordern, sondern man müsse
auch deren Pflichten festlegen (Einhaltung grundlegender IAO-Konventionen,
Verantwortung im Sozial- und Umweltbereich).
Die Hilfswerke stellen drei Forderungen :
❏ einen transparenten Konsultationsprozess zu den Freihandels- und Investi-
tionsabkommen zu erreichen ;
❏ keine Regeln, welche über die Bestimmungen der WTO hinausgehen ;
❏ keine Themen zu behandeln, die von den Entwicklungsländern im Rahmen
der WTO abgelehnt werden.
5.3. Exportrisikogarantie (ERG)
Die Exportrisikogarantie ist ein Instrument, das es den Exporteuren erlaubt, sich
vor den Risiken der Nichtzahlung bei Lieferungen von Gütern ins Ausland zu
schützen, wenn aufgrund der politisch und wirtschaftlich instabilen Lage im
Abnehmerland Schwierigkeiten beim Zahlungseingang zu befürchten sind. Da
die Exportrisikogarantie wie eine Art Versicherung funktioniert, muss der
Exporteur bei der ERG-Geschäftsstelle einen Antrag auf Deckung der Risiken
stellen und eine mit dem Risiko verbundene Gebühr zahlen. Diese Versicherung
ermöglicht es dem Exporteur, entschädigt zu werden, wenn der Kunde die
Rechnung nicht bezahlt. Die wichtigsten von der ERG gedeckten Risiken sind
Folgende :
❏ politische Risiken infolge von Krieg, Aufruhr oder Revolution ;
❏ Transferrisiken, verursacht durch Devisenmangel aufgrund von Devisenkon-
trollmassnahmen oder nach Umschuldung der Aussenschuld eines Landes ;
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10 Andere Lösungen als die UPOV werden erforscht, wie zum Beispiel ein von der DEZA mitfinanzier-
tes Projekt (Seeding Solutions), eine Studie der FAO und das Modellgesetz der Organisation Afrikani-
scher Staaten (OAU).
11 Die neuen Unterzeichner des UPOV-Abkommens haben keine andere Wahl, als dem 1991 revidierten
Abkommen beizutreten, wogegen die alten Mitglieder der UPOV, wie die Schweiz, wählen können,
die früheren, weniger zwingenden Bestimmungen der Konvention beizubehalten.
❏ Delkredererisiko (kommerzielles Risiko) bei Zahlungsunfähigkeit oder Zah-
lungsverweigerung seitens des Abnehmers, wobei letzterer der Staat oder
eine kommunale öffentliche Körperschaft, ein staatliches Unternehmen oder
ein Privatunternehmen mit einer gemeinnützigen Aufgabe, beispielsweise ein
Elektrizitätswerk oder eine Müllverbrennungsanlage, sein kann. Die ERG
deckt derzeit Risiken gegenüber einem privaten Abnehmer nur unter gewis-
sen Bedingungen (siehe unten, Revision des ERG-Gesetzes).
❏ Mit der Lieferung verbundene Risiken, wenn die Lieferung aufgrund der
Erhöhung des Risikos verunmöglicht wird.
5.3.1. Die ERG in Zahlen : Neugarantien 2003
Tabelle 14 : Geografische Aufteilung der Neugarantien und des Gesamtengagements der ERG 
im Jahr 2003 (in Millionen Franken und Prozent) 
Ländergruppen Neugarantien Gesamtengagement
2003 per 31.12.2003
Mio. Fr. Anteil in % Mio. Fr. Anteil in %
Nach Kontinent
Europa 611.0 27.8 1903,2 21.2
Afrika 160.0 7.3 474.2 5.3
Asien 1289,7 58.6 5393,9 60.2
Mittel- und Südamerika 140.1 6.4 1194,0 13.3
Insgesamt 2200,8 100.0 8965,3 100.0
Nach Länderkategorie
OECD-Staaten 521.3 23.7 1620,8 18.1
Einkommensschwache Länder 68.7 3.1 933.0 10.4
Ärmere Entwicklungsländer 17.2 0.8 49.6 0.6
Übrige Länder 1593,6 72.4 6361,9 71.0
Quelle : ERG, Geschäftsbericht 2003, S. 35.
Die im Jahr 2003 erteilten Neugarantien beliefen sich auf 2201 Millionen Fran-
ken (2002: 1952 Millionen Franken). Die Neugarantien betrafen (in absteigen-
der Reihenfolge) hauptsächlich die Türkei (mit 525 Millionen Franken für
2003), Bahrain (367 Millionen Franken), den Iran (334,2 Millionen Franken),
China (183 Millionen Franken) sowie Israel, Saudi-Arabien, Algerien und
Mexiko. Wie in den letzten Jahren entfällt der grösste Teil der Neugarantien mit
rund 59 Prozent des Gesamtbetrags auf Asien, gefolgt von Europa (28 %). Nur
wenig Nachfragen nach Deckung von Exporten betreffen Afrika oder die
Gruppe der ärmeren Entwicklungsländer, was die beschränkten Wirtschaftsbe-
ziehungen zwischen der Schweiz und diesen Gruppen armer Länder widerspie-
gelt. Der ERG-Geschäftsbericht 2003 vermerkt hierzu : „Die Möglichkeiten
unserer Institution, die wirtschaftliche Entwicklung in diesen Ländern voranzu-
treiben, sind sehr begrenzt. Auch wir dürfen aufgrund der uns vorgegebenen
Rahmenbedingungen in vielen Fällen das Risiko für ein Engagement nicht über-
nehmen. Diese Länder sind auf Entwicklungsgelder angewiesen“12. Wie in den
Vorjahren hat das Geschäftsjahr 2003 mit einem Gewinn (in Höhe von 224
Millionen Franken) abgeschlossen. Diese positiven Ergebnisse erlauben es der
ERG, den Bundesvorschuss nach und nach abzubauen, und der Verlust wurde
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im Juni 2004 gänzlich zurückgezahlt. 60 Prozent aller neu erteilten Garantien
liegen unter der Grenze von 5 Millionen Franken, was zeigt, dass die Exportrisi-
kogarantie stark von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) beansprucht
wird. 65 Prozent der Neugaranien entfallen auf die Maschinenindustrie und 34
Prozent auf den Chemiesektor. In der Maschinenindustrie entfallen 62 Prozent
der Neugarantien auf den Bereich Stromerzeugung und -verteilung und 21 Pro-
zent auf Textilmaschinen.
Die nachstehende Grafik 1 zeigt, welche Länder am stärksten von einer ERG-
Deckung betroffen sind. Die Türkei, der Iran, China und Bahrain machen
zusammen die Hälfte des ERG-Gesamtengagements Ende 2003 aus. Die
Gesamtverpflichtungen der ERG gegenüber diesen vier Ländern sind von 1999
auf 2003 (von 2,6 Milliarden Franken 1999 auf 4,5 Milliarden Franken Ende
2003) deutlich angestiegen. Indonesien war am Ende der Präsidentschaft von
Suharto das Hauptempfängerland der ERG (mit einem Engagement von über
einer Milliarde Franken Anfang der 90er Jahre). Jedoch sind die ERG-Gesamt-
verpflichtungen gegenüber diesem Land in den letzten Jahren deutlich zurück-
gegangen, und Indonesien ist auf den 6. Rang der Länder mit den höchsten
ERG-Verpflichtungen abgerutscht (Ende 2003 : 369 Millionen Franken).
Grafik 1 : Die 15 wichtigsten ERG-gedeckten Länder
Gesamtengagement per 31.12.2003 (in Millionen Franken)
Quelle : ERG, Geschäftsbericht 2003, anhand der Angaben auf S. 41-43 erstellte Grafik. 
Vorbehaltlich der Einwilligung des betreffenden Unternehmens werden alle
durch die Exportrisikogarantie gedeckten Projekte mit einem Lieferwert von
über 10 Millionen Franken von nun an auf der Website der ERG13 aufgeführt.
Diese Liste macht deutlich, dass es einige umstrittene Grossprojekte wie Gross-
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staudämme sind, welche mediatisiert werden. Die von der ERG-Geschäftsstelle
veröffentlichte Dokumentation führt dagegen eine lange Liste von Deckungsan-
fragen durch KMU auf, was die Bedeutung der Unterstützung von Exporten in
Länder ersichtlich macht, in denen das Nichtzahlungrisiko für kleine und mitt-
lere Unternehmen hoch ist14.
5.3.2. Revision des ERG-Gesetzes
❏Wichtigste Reformen des Garantiesystems
Der Bundesrat hat am 24. September 2004 die Botschaft und das neue Gesetz
über die Schweizerische Exportrisikoversicherung (SERVG) vorgelegt, welches
das ERG-Gesetz ablösen soll15. Der Bericht über das Vernehmlassungsverfahren
zum Revisionsentwurf, das im Winter 2003/2004 bei den betroffenen Kreisen
durchgeführt worden war, wurde im Juni 2004 veröffentlicht16. Die Revision des
Exportrisikogarantiesystems betrifft vornehmlich zwei Punkte : die Erweiterung
der Deckung auf das private Käuferrisiko und die Errichtung einer öffentlich-
rechtlichen Anstalt. Die Vorlage wird von den Eidgenössischen Räten im Jahr
2005 geprüft.
Die Exportrisikogarantie deckt zurzeit das private Delkredererisiko nicht. Ein
privater Käufer kann nur von der ERG abgesichert werden, wenn er eine Zah-
lungsgarantie einer von der ERG zugelassenen Bank oder eine Garantie des
Staates besitzt. Bei Nichtzahlung verhandelt der Bund direkt mit dem betreffen-
den Staat über den Fall. Die vom Bundesrat angeführten Hauptargumente für
die Erweiterung der Versicherung auf private Käufer sind Folgende :
❏ Die Privatisierung von Wirtschaftssektoren, welche zuvor dem öffentlichen
Sektor angehörten, hat sich in den Entwicklungs-, Schwellen- und Transi-
tionsländern fortgesetzt. Die privaten Käufer können oft keine Garantien von
lokalen Banken erhalten.
❏ Die vergleichbaren Exportrisikogarantieinstitutionen anderer Industrieländer
bieten die Versicherung des privaten Käuferrisikos an. Das Fehlen eines ver-
gleichbaren Angebots für Schweizer Exporteure stellt einen Wettbewerbs-
nachteil für den Wirtschaftsstandort Schweiz dar.
❏ Ein Angebot vergleichbarer Versicherungen besteht auf dem privaten Versi-
cherungsmarkt nicht.
Die ERG war bislang ein Bundesfonds ohne Rechtspersönlichkeit, und die
Geschäftsstelle der ERG war dem Verein Schweizerischer Maschinenindus-
trieller (VSM, Zürich) angeschlossen. Der Bundesrat hat mehrere mögliche
Rechtsformen für die neue Versicherung – Privatisierung oder öffentlich-pri-
vate Partnerschaft – geprüft. Die in der Schweiz durchgeführten Umfragen
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14 Der Geschäftsbericht 2003 führt hierzu das Beispiel von zwei Unternehmen auf, für welche die ERG
sehr wichtig ist : Rieter Textile Systems für die Ausfuhr von Stickerei- oder Textilmaschinen in die
Türkei, und BOBST AG, eines der weltweit führenden Unternehmen im Anlagenbau und Service für
die Verpackungsindustrie, mit Exporten in rund 50 Länder.
15 Botschaft zum Bundesgesetz über die Schweizerische Exportrisikoversicherung, vom 24. September
2004, (BBl 2004 5795).
16 seco, Bundesgesetz über die Schweizerische Exportrisikoversicherung (SERVG), Bericht des EVD
über die Vernehmlassungsergebnisse, Juni 2004.
ergaben, dass die Wirtschaftskreise kein Interesse an der Beteiligung an einer
öffentlich-privaten Partnerschaft (Public-Private Partnership, PPP) haben. Die
institutionellen Formen in anderen Ländern sind sehr unterschiedlich : entweder
eigenständige öffentliche Unternehmen (wie in Österreich, Grossbritannien oder
Schweden) oder Erteilung eines Leistungsauftrags an ein privates Unternehmen
(wie in Deutschland, Frankreich oder den Niederlanden). Der Bundesrat ent-
schied sich für die Gründung einer öffentlich-rechtlichen Anstalt betreffend die
Organisation der Versicherung, was Bundesrat und Parlament die Möglichkeit
lässt, Einfluss auf ihren Betrieb auszuüben17. Der Bundesrat kann die strategi-
schen Ziele der SERV formulieren, ein Höchstengagement festsetzen, und er
trifft die Entscheide über Versicherungsfälle von besonderer Bedeutung und
Tragweite. Er ist auch weiterhin für die Umschuldungsabkommen und die
Rückversicherungsverträge mit anderen Ländern zuständig. Das Parlament und
die Öffentlichkeit können sich durch den Geschäftsbericht und die Jahresrech-
nung informieren, und der Bund muss diese Unterlagen gutheissen.
❏ Reaktion der betroffenen Kreise beim Vernehmlassungsverfahren
Alle Kantone sowie die Wirtschaftskreise, die Gewerkschaften und die Mehrheit
der politischen Parteien haben sich für die Einführung der Deckung des privaten
Käuferrisikos ausgesprochen. Lediglich die SP, die SVP und die CSP (Christ-
lich-Soziale Partei) sowie die meisten Nichtregierungsorganisationen sprachen
sich gegen die Ausweitung der Deckung auf den privaten Käufer aus. Dieses
Risiko sollte ihrer Meinung nach von privaten Versicherungen gedeckt werden.
Oft wurde dabei das Argument vorgebracht, dass diese Deckung eine Art Sub-
vention für die Exporteure einführt, und dass man dadurch zu einer Situation
der Privatisierung der Gewinne und der Sozialisierung der Verluste gelangen
würde. Es wurden Zweifel an der Möglichkeit der Eigenfinanzierung durch die
ERG geäussert, wobei die Gefahr bestünde, dass die Exportrisikogarantie wie-
der Verluste schreiben würde und auf längere Sicht erneut um finanzielle Unter-
stützung des Bundes ersuchen müsse. Denn die Prüfung der Zahlungsfähigkeit
eines ausländischen Kunden sei schwierig, die Verwaltungskosten für die Prü-
fung der Projekte seien höher, vor allem, wenn die Privatwirtschaft diese neue
Deckung massiv in Anspruch nehme. Die Erklärung von Bern erinnert daran,
dass die ERG bis Ende der 80er Jahre defizitär war und dank des Eingreifens
des Bundes unterstützt wurde :
❏ Bundesvorschuss (Darlehen von maximal 2,5 Milliarden Franken 1992)18;
❏ 1990 Verzicht auf einen Teil der Forderungen (900 Millionen Franken wur-
den vom Parlament gestrichen, um die Verluste aus der Währungsrisikogaran-
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17 Die Rechtsform der SERV, eine öffentlich-rechtliche Anstalt, ist mit dem Eidgenössischen Institut für
Geistiges Eigentum, den Eidgenössischen Technischen Hochschulen oder der SUVA vergleichbar. 
18 1994 belief sich der Bundesvorschuss noch auf fast 2 Milliarden Franken. Danach ging er regelmässig
zurück, insbesondere wegen der positiven Ergebnisse der Geschäftsjahre (Einnahmen der von den
Exportunternehmen gezahlten Versicherungsprämien und der Zinsen höher als die Schadenzahlungen
bei Zahlungseinstellung). Der Vorschuss wurde auf diese Weise abgebaut, auch wegen des Verzichts
auf einen Teil der Forderung und wegen der Entschuldungsaktionen, mit 900 Millionen Franken Ende
1998 und 150 Millionen Franken Ende 2003. Die Schulden gegenüber dem Bund wurden im Juni
2004 gänzlich zurückgezahlt.
19 Die Einführung der Währungsrisikogarantie in den 70er Jahren hatte zu Währungsverlusten in Höhe
von 900 Millionen Franken bis Anfang der 80er Jahre geführt, als diese Deckung abgeschafft wurde.
tie aufzufangen19) ;
❏ Abtretung eines Teils der Forderungen gegenüber den Entwicklungsländern an
den Bund im Rahmen des Entschuldungsprogramms (327 Millionen Franken).
Die Versicherung des privaten Käuferrisikos widerspricht gemäss der Erklärung
von Bern dem Subsidiaritätsprinzip, das von den Wirtschaftskreisen in anderen
Bereichen propagiert wird : Der Staat dürfe nicht in den Markt eingreifen, wenn
die Privatwirtschaft dieses Risiko durch private Versicherungen übernehmen
könnte.
Gemäss economiesuisse bleibt eine Exportrisikoversicherung ein unerlässliches
Instrument für eine weitgehend nach aussen gerichtete Wirtschaft, und der
Gesetzesentwurf berücksichtige die Forderungen von economiesuisse im
Bereich liberaler Orthodoxie, ohne zusätzliche finanzielle Belastungen für den
Bund20. Für die Schweiz sei es wichtig, die ERG mit den in den Konkurrenzlän-
dern bestehenden Exportversicherungen zu harmonisieren, indem man wie die
anderen das private Käuferrisiko decke. 
Das seco ist der Ansicht, dass der Personalbestand der SERV von derzeit 14 auf
28 Stellen erhöht werden sollte, insbesondere um die Prüfung der Dossiers
betreffend das Privatkäuferrisiko bewältigen zu können.
❏ Berücksichtigung aussenpolitischer Interessen
Die Entscheidung über die Gewährung oder die Ablehnung einer Exportrisikoga-
rantie beruht vor allem auf einer finanziellen Analyse des Projekts. Das Gesetz
schreibt der SERV vor, „die Grundsätze der schweizerischen Aussenpolitik zu
berücksichtigen“. Für den Bundesrat „reicht die aktuelle Beschränkung auf die
Berücksichtigung der Entwicklungspolitik heute aus staatspolitischer Sicht nicht
mehr aus. Sie muss auf die Gesamtheit der Gebiete der Aussenpolitik, insbeson-
dere in den Bereichen Menschenrechts-, Friedens-, Umwelt- und Entwicklungs-
politik (Entwicklungs- und Ostzusammenarbeit) ausgedehnt werden“21.
Die Erklärung von Bern begrüsst die Tatsache, dass die SERV die Grundsätze
der Aussenpolitik zu berücksichtigen habe, sie wünschte aber eine zwingendere
Formulierung als lediglich „berücksichtigen“. Im Gesetz sollte explizit aufge-
führt werden, dass die Versicherung nicht im Widerspruch zu den aussenpoliti-
schen Grundsätzen stehen darf, wogegen der Bundesrat vorschlägt, dass dies in
der Durchführungsverordnung festgelegt werden solle.
Anlässlich des Vernehmlassungsverfahrens vertraten die Nichtregierungsorgani-
sationen22, der Schweizerische Gewerkschaftsbund und die SP den Standpunkt,
dass der Gesetzesentwurf die Grundsätze der Aussenpolitik der Schweiz, die in
den Bereichen Entwicklungszusammenarbeit, Sozialpolitik, Menschenrechte
und Umweltschutz eingehalten werden müssen, nicht ausreichend präzisiere.
Die Plattform der Menschenrechtsorganisationen MERS vermerkt, dass die Ver-
pflichtungen im Bereich der Einhaltung der Menschenrechte ungenügend seien.
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20 economiesuisse, Newsletter Nr. 4, April 2004.
21 Botschaft zum Bundesgesetz über die Schweizerische Exportrisikoversicherung, vom 24. September
2004, op. cit., S. 5827.
22 Folgende NRO gaben eine kritische Stellungnahme zum Entwurf des Bundesrates ab : Amnesty Inter-
national, die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke, die Erklärung von Bern, die Plattform Menschen-
rechte Schweiz MERS, Pro Natura und Transparency International – Schweiz.
Die NRO verlangen, dass die Achtung der Menschenrechte eine unerlässliche
Voraussetzung für den Abschluss eines Versicherungsvertrags sein sollte. Pro
Natura und die Erklärung von Bern fordern die Einhaltung der Sozial- und
Umweltnormen. Die SP, Transparency International, Amnesty International und
die Erklärung von Bern wollten den Exporteur dazu verpflichten, schriftlich zu
bestätigen, dass im Rahmen des Verkaufsvertrags kein Bestechungsgeld gezahlt
wurde. Der Gesetzesentwurf enthält weniger explizite Formeln, die für die NRO
zu vage gehalten sind. Artikel 16 des Entwurfs sieht die Informations- und Sorg-
faltspflicht vor : „Wer eine Versicherung abschliessen will oder abgeschlossen
hat, muss die zur Beurteilung des Exportgeschäfts sowie zur Abwicklung des
Versicherungsgeschäfts nötigen Angaben liefern und sie überprüfen lassen“
(Art. 16). Versicherungsleistungen sind ausgeschlossen, „wenn eine Versiche-
rung aufgrund falscher Angaben zustande gekommen ist“ oder „wenn der Versi-
cherungsnehmer gegen den Versicherungsvertrag verstösst oder Verluste wegen
vertragswidrigen Verhaltens gegenüber dem Schuldner zu vertreten hat“ (Art.
18). Der Exporteur muss somit gewisse Bedingungen einhalten : Antikorrup-
tionsklausel und geforderte Angaben zu umweltsensitiven Projekten oder Pro-
jekten in Entwicklungsländern23.
Bezüglich der Arbeitsbedingungen in der Schweiz verlangten SP und Gewerk-
schaften, ein Versicherungsvertrag solle nur dann abgeschlossen werden kön-
nen, wenn die in der Branche üblichen Arbeitsbedingungen respektiert werden.
Die Organisationen forderten ferner eine bessere Transparenz „ex-ante“ bei den
laufenden Garantiegesuchen und bei den Studien über die langfristigen Auswir-
kungen auf die Entwicklung, die Aussenpolitik und die Umwelt.
Für die Privatwirtschaft ist die Deckung des privaten Käuferrisikos aus mehre-
ren Gründen wichtig : Die Liberalisierung der Wirtschaft und die Privatisierung
schreiten weltweit voran, die langfristige Finanzierung könne nicht durch den
privaten Versicherungsmarkt gedeckt werden, die Schweizer Wirtschaft dürfe
nicht gegenüber den Unternehmen anderer Länder des Nordens benachteiligt
werden, die schweizerische Maschinenindustrie und der Chemiesektor hängen
weitgehend vom Export ab.
❏ Zusammensetzung des neuen Verwaltungsrates
Der Verwaltungsrat der SERV ist befugt, die versicherten Projekte auszuwählen.
Er setzt sich aus 7 bis 9 Mitgliedern zusammen, die aufgrund ihrer zur Führung
eines Versicherungsgeschäfts nötigen Fachkompetenzen gewählt werden. Die
Mitglieder sollen laut der Botschaft des Bundesrats ausserdem Kenntnisse des
Exportbereichs haben und die Fähigkeit zur Beurteilung der Verträglichkeit der
Geschäfte mit den Grundsätzen der Aussenpolitik besitzen. 
Die SP, die Gewerkschaften und die Nichtregierungsorganisationen haben die
sehr technische und wirtschaftliche Zusammensetzung des künftigen Verwal-
tungsrates kritisiert, was gegenüber der derzeitigen Zusammensetzung der
ERG-Kommission einen Rückschritt darstelle. Vertreter des Bundes, der Sozial-
partner und der organisierten Zivilgesellschaft sollten sicher sein, im Verwal-
tungsrat Einsitz nehmen zu können.
Das alte ERG-Gesetz sah eine Zuständigkeit zur Gewährung von Garantien
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2004, op. cit., S. 5837.
auf verschiedenen Stufen vor. Je nach Bedeutung des Geschäfts musste der
Vorschlag der ERG-Kommission entweder vom Staatssekretariat für Wirtschaft
(für Projekte von unter 5 Millionen Franken), vom Eidgenössischen Volkswirt-
schaftsdepartement (EVD) allein (für Projekte von 5 bis 10 Millionen Franken),
vom EVD mit Zustimmung des Eidgenösssischen Finanzdepartements (für Pro-
jekte von über 10 Millionen Franken) oder vom Bundesrat (für Projekte von
besonderer Tragweite) genehmigt werden. Die SERV wird fortan grundsätzlich
die Kompetenz haben, über alle Anträge zu entscheiden (Art. 35). Bei einem
bedeutenden Geschäft, zum Beispiel einem Grossstaudamm mit wesentlichen
sozialen und ökologischen Folgen, kann der Bundesrat der SERV auf Antrag
des zuständigen Departements (EVD) Anweisungen erteilen. Er könnte somit
die SERV anweisen, eine Deckung nicht zu gewähren, wenn übergeordnete
Interessen auf dem Spiel stehen. 
Die Tatsache, dass das EVD als einziges Departement die Befugnis hat, einen
Streitfall zur Schlichtung bis vor den Bundesrat zu bringen, wurde im Vernehm-
lassungsverfahren von der Erklärung von Bern kritisiert, da dies dem EDA und
insbesondere der DEZA die Möglichkeit nehme, frühzeitig genug Fragen unter
dem Blickwinkel der Kohärenz zwischen den schweizerischen Politiken gegen-
über den Entwicklungsländern zu äussern. Alle betreffenden Departemente bzw.
Bundesstellen sollten konsultiert werden können und die Kohärenzfragen prüfen
können.
Im Anschluss an die im Vernehmlassungsverfahren zu diesem Punkt geäusserte
Kritik hat der Bundesrat in Artikel 27 des Gesetzes die Möglichkeit für den
Bundesrat hinzugefügt, ein Beratungsorgan aus Vertretern des Bundes, der Wirt-
schaft, der Sozialpartner und weiterer interessierter Kreise einzusetzen. Dieses
Organ (Beirat) kann dem Verwaltungsrat bei Geschäften beratend zur Seite ste-
hen, welche die Aussenpolitik betreffen oder von besonderer Tragweite sind.
Die Organisation des Beirats kann auf dem Verordnungsweg näher definiert
werden, und der Bundesrat kann dieses Instrument absetzen, falls es sich als
unnütz erweist. 
5.3.3. ERG und Fragen zur Kohärenz zwischen Exportförderung 
und nachhaltiger Entwicklung
Die Exportrisikogarantie ist kein Instrument der Entwicklungszusammenarbeit ;
sie zielt darauf ab, Exporte in Märkte zu fördern, die als risikoreicher angesehen
werden, und dadurch Arbeitsplätze in der Schweiz zu erhalten. Die Gewährung
von Garantien für gewisse umstrittene Exporte in die Entwicklungsländer wurde
indessen von einigen entwicklungspolitischen NRO seit den 70er Jahren regel-
mässig kritisiert. Zahlreiche Studien weisen auf die Interessenkonflikte hin, die
zwischen den Zielen betreffend die Förderung der nachhaltigen Entwicklung
und der Menschenrechte einerseits und den Zielen der Exportförderung anderer-
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24 Siehe zum Beispiel folgende Studien, welche die möglichen Inkohärenzen zwischen dem Exportrisi-
kogarantie-System und den aussenpolitischen Zielen herausstellen :
J. Forster and O. Stokke (eds.), Policy Coherence in Development Co-operation, EADI Book Series
Number 22, London, Frank Cass, 1999, 499 S. 
L. Goetschel, M. Bernath und D. Schwarz, Schweizerische Aussenpolitik. Grundlagen und Möglich-
keiten, Zürich, Verlag NZZ, 2002 (Exportrisikogarantie, S. 207-211). 
E. Schläppi und W. Kälin, Schweizerische Aussenwirtschaftshilfe und Menschenrechtspolitik. Kon-
flikte und Konvergenzen, Chur/Zürich, Verlag Rüegger, 2001, 288 S.
seits auftreten können24.
& Jahrbuch 2003, Nr. 1, Kap. 5, S. 61-63.
Mehrere Projekte wurden von den Hilfswerken wiederholt kritisiert, wie zum
Beispiel die Lieferung von Turbinen für Grossstaudämme (Drei-Schluchten-
Damm in China, Ilisu-Staudamm in der Türkei, und in jüngerer Zeit das Stau-
dammprojekt Bujagali in Uganda), für Stromkraftwerke oder andere umstrittene
ERG-Vergaben (Entschlüsselungsgeräte für die Geheimdienste in Indonesien).
Die NRO haben seit langem eine bessere Kohärenz mit den Entwicklungszielen
gefordert. Auch wenn die ERG kein Instrument der Entwicklungszusammenar-
beit ist, forderten die NRO regelmässig, auf Projekte zu verzichten, welche in
Bezug auf die Entwicklungspolitik, die Menschenrechte oder die nachhaltige
Entwicklung fragwürdig sind. In der Revision des ERG-Gesetzes von 1981
hatte der Bundesrat festgelegt, dass bei Exporten nach ärmeren Entwicklungs-
ländern die Grundsätze der Politik der Entwicklungszusammenarbeit zu berück-
sichtigen seien. Die ERG-Kommission wurde nach und nach erweitert, um
Gewerkschaftsvertreter und dann einen Vertreter der DEZA zu integrieren,
jedoch hat es der Bundesrat stets abgelehnt, einen Vertreter entwicklungspoliti-
scher Organisationen zu akzeptieren.
5.4. Exportkontrolle und Wirtschaftssanktionen
5.4.1. Waffenausfuhr
Durch die Kriegsmaterialausfuhrkontrollen will der Bund über die Einhaltung
der internationalen Verpflichtungen25 und der Grundsätze der Aussenpolitik der
Schweiz wachen, wobei er gleichzeitig anstrebt, in der Schweiz eine an die
Bedürfnisse der Landesverteidigung angepasste industrielle Kapazität aufrecht-
zuerhalten. In der Schweiz erlauben das Gesetz über die Kontrolle von Dual-
Use-Gütern und das Kriegsmaterialgesetz eine Kontrolle der Ausfuhren dieser
Güter. Das Staatssekretariat für Wirtschaft (seco) ist mit der Durchführung der
Kontrollen beauftragt und erteilt die Exportbewilligungen. Der Bund genehmigt
die Ausfuhr von Kriegsmaterial, wenn sie dem Völkerrecht nicht zuwiderläuft
und den Grundsätzen der schweizerischen Aussenpolitik nicht widerspricht.
Die Waffenausfuhren waren von 1987 bis 1995 allmählich zurückgegangen,
indem sie von 575 Millionen Franken im Jahr 1987 auf 130 Millionen Franken
im Jahr 1995 abfielen26. Die Exporte stiegen dann bis 2003 wieder an, wo sie 379
Millionen Franken erreichten. Die Waffenausfuhren sind vor allem für Industrie-
länder bestimmt (Deutschland, Spanien und Schweden sind mit 45% der
Gesamtausfuhren der Schweiz unsere besten Kunden), jedoch findet man unter
den Abnehmern der Schweizer Unternehmen auch rund vierzig Transitions- oder
Entwicklungsländer. Die Hauptabnehmer unter den Entwicklungs- und Transi-
tionsländern im Jahr 2003 waren Botswana (mit 32,5 Millionen Franken, auf dem
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25 Die Schweiz muss insbesondere über die Verpflichtungen aus den von ihr ratifizierten multilateralen
Abrüstungsabkommen mit Ausfuhrkontrollen wachen : Vertrag über die Nichtweiterverbreitung von
Kernwaffen (NPT), Übereinkommen über das Verbot chemischer Waffen (CWÜ), Übereinkommen
über das Verbot biologischer Waffen (BWÜ).
26 Quellen der Zahlenangaben zu den Waffenausfuhren : Website des seco : <www.seco-admin.ch>
(Aussenwirtschaftspolitik, Exportkontrollen, Kriegsmaterial).
4. Rang der besten Kunden der Schweiz), die Vereinigten Arabischen Emirate
(18 Millionen Franken), Malaysia (8,7 Millionen Franken) sowie Singapur, Bah-
rain und Saudi-Arabien. Ferner wurden 2003 Waffen (für bescheidene Beträge)
nach Rumänien, Jordanien, in die Philippinen, nach Ägypten, Bosnien, Südko-
rea, in die Türkei und nach Indonesien exportiert. Jedoch ist zu vermerken, dass
die Waffenexporte nur einen sehr geringen Anteil der schweizerischen Gesamtex-
porte ausmachen : 0,86 Prozent der Gesamtausfuhren 1987, 0,15 Prozent 1995,
und 2003 einen wieder ansteigenden Anteil von 0,28 Prozent. Im Jahr 2003 ent-
fielen 30 Prozent der Ausfuhren auf gepanzerte Fahrzeuge, 21 Prozent auf Feuer-
leitgeräte und 20 Prozent auf Munition. Im gleichen Jahr wurden über 2000
Exportbewilligungsanträge im Wert von rund einer Milliarde Franken aufgrund
der vom Kriegsmaterialgesetz (KMG)27 vorgesehenen Kontrolle eingereicht. 16
Anträge im Wert von 1,9 Millionen Franken wurden im Jahr 2003 nach zwölf
Ländern abgelehnt. Die grosse Differenz zwischen dem Wert der effektiven Aus-
fuhren und dem Gesamtbetrag der bewilligten Anträge erklärt sich aus der Tatsa-
che, dass das in einem Jahr bewilligte Material eventuell erst im nächsten Jahr
zur Ausfuhr gelangt, oder auch daraus, dass einige Bestellungen schliesslich
nicht ausgeführt werden, wenn der Kunde die Bestellung annulliert. 
Wenn auch die Kriegsmaterialexporte nur einen geringen Betrag (d.h. 2003 die
oben detaillierten 379 Millionen Franken) ausmachen, so gehört die Schweiz
jedoch zu jenem halben Dutzend Ländern, die am meisten Dual-Use-Güter (im
Wert von jährlich 3 bis 4 Milliarden Franken) ausführen. Das Güterkontrollge-
setz (GKG)28 ermöglicht die Kontrolle der Ausfuhren von Dual-Use-Gütern mit
zivilen oder militärischen Verwendungszwecken. Werkzeugmaschinen, Flug-
simulatoren und Chemikalien können zum Beispiel entweder zu zivilen Zwe-
cken oder für die Armee verwendet werden. Die Schweiz ist bestrebt, die Her-
stellung von Massenvernichtungswaffen zu verhindern und über die Einhaltung
internationaler Konventionen (beispielsweise das Chemiewaffenübereinkommen
CWÜ) zu wachen. Sie ist auch bestrebt, zu vermeiden, dass die schweizerische
Exportindustrie gegenüber Konkurrenten anderer Länder benachteiligt wird.
Von Anfang Oktober 2002 bis Ende September 2003 hat das seco aufgrund der
Güterkontrollverordnung (GKV) Ausfuhrbewilligungen für einen Gesamtbetrag
von 514 Millionen Franken erteilt. Zwei Ausfuhranträge für Dual-Use-Güter
(eines im Nuklear-, das andere im Biologiewaffenbereich) im Wert von 1,2
Millionen Franken wurden abgelehnt. In zwei Fällen von Zuwiderhandlungen
gegen das Güterkontrollgesetz wurde im Berichtszeitraum vom seco Anzeige
bei der Bundesanwaltschaft erstattet29.
In seinem im September 2004 veröffentlichten Bericht über die Rüstungskon-
trollpolitik anerkennt der Bundesrat, dass die Exportkontrollen als Instrument
der Rüstungskontrolle nur von begrenzter Wirksamkeit sind30, und zwar aus fol-
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27 Bundesgesetz vom 13.12.1996 über das Kriegsmaterial (SR 514.51). Die Bewilligungskriterien sind
in der Verordnung über das Kriegsmaterial vom 25.2.1998 (SR 514.511) im Einzelnen aufgeführt.
28 Bundesgesetz vom 13.12.1996 über die Kontrolle zivil und militärisch verwendbarer Güter sowie
besonderer militärischer Güter (SR 946.202).
29 Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2003, op. cit., S. 387-388.
30 Bericht des Bundesrates über die Rüstungskontroll- und Abrüstungspolitik der Schweiz 2004 (in
Erfüllung des Postulates 02.3541 Haering vom 2. Oktober 2002), vom 8. September 2004, (BBl 2004
5153).
genden Gründen :
❏ Exportkontrollen können die Beschaffung von Waffen erschweren, ohne sie
jedoch vollständig verhindern zu können. Die Endabnehmer können sich die
der Kontrolle unterworfenen Technologien über andere Kanäle beschaffen.
❏ Die Wirksamkeit von Exportkontrollen nimmt tendenziell ab, weil einige
betroffene Länder zunehmend selbst über das technologische Know-how ver-
fügen und dieses untereinander austauschen können (Süd-Süd-Proliferation).
Die Industrieländer haben nicht mehr das Monopol der Schlüsseltechnolo-
gien im Bereich der Massenvernichtungswaffen, da zum Beispiel ein ver-
deckter internationaler Markt für Nukleartechnologie oder für Kapazitäten
zur Nukleartechnologieentwicklung im Süden (beispielsweise in Nordkorea,
im Iran und in Libyen ) besteht.
❏ Die Listen von Gütern, die der Exportkontrolle unterworfen sind, hinken der
technologischen Entwicklung hinterher.
❏ Die Schweiz zweifelt an der Wirksamkeit von Exportkontrollen, um terroris-
tische Gruppen daran hindern, Zugang zu bestimmten Waffen zu erhalten, da
die Terrorismusbekämpfung primär eine Aufgabe der Polizei und der Nach-
richtendienste ist.
& Jahrbuch 2005, Nr. 1, Kap. 11, Punkt 11.2.1. „Rüstungskontroll- und Abrüstungspolitik der Schweiz“.
5.4.2. Sanktionen der Schweiz
Der Bundesrat hat die Kompetenz, aufgrund des Embargogesetzes Sanktions-
massnahmen zu verhängen, namentlich um die Einhaltung des Völkerrechts zu
gewährleisten, das beispielsweise von der UNO oder von der Organisation für
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) erlassen wird.
Im Jahr 2004 umfasste die Liste der bestehenden Sanktionen Massnahmen
gegen bestimmte Länder (Irak, Jugoslawien, Liberia, Myanmar, Sierra Leone
und Simbabwe) sowie „Massnahmen gegenüber Personen und Organisationen
mit Verbindungen zu Usama bin Laden, der Gruppierung ‚Al-Qaida‘ oder den
Taliban“31. Ein Anhang der für die Personen und Gruppen des letztgenannten
Falls getroffenen Massnahmen enthält zum Beispiel die Liste der Personen und
Organisationen, die unter einem Kriegsmaterialembargo bzw. einem Ein- und
Durchreiseverbot für die Schweiz stehen. Institutionen, welche Vermögenswerte
dieser Personen besitzen oder verwalten, sind den Finanzsanktionen unterwor-
fen ; sie müssen somit Verdachtsfälle dem seco melden. Im November 2004
waren 82 Bankkonten mit einem Gesamtbetrag von 34 Millionen Franken auf-
grund der diesbezüglichen Verordnung gesperrt.
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31 Informationen über die laufenden Sanktionen und die Sanktionspolitik der Schweiz sind auf der Web-
site des seco unter : <www.seco-admin.ch> zu finden. Eine Zusammenfassung der bei der Anwen-
dung der Sanktionen erfolgten Änderungen ist auch im Jahresbericht zur Aussenwirtschaftpolitik auf-
geführt.
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